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(Deutsch: Der weite Ermessensspielraum des Mitgliedstaats bei der Einrichtung 
öffentlicher Verkehrsdienste unterliegt daher dem Nachweis, dass ein Bedarf an solchen Diensten 
besteht.) Damit wird das weite Ermessen faktisch auf die Vorgaben der Leitlinien reduziert.  

Die Kommission stützt ihre Ausführungen vor allem auf die Urteile SNCM und Analir. Beide Urteile 
befassen sich mit Seefähren, im ersten Fall von verschiedenen französischen Festlandhäfen nach Korsika, 
im zweiten Fall geht es um ein spanisches Gesetz über die Schifffahrtsverbindungen zwischen dem 
spanischen Festland und allen spanischen Inseln. Dass in dieser Konstellation die Frage, ob 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen erforderlich sind bzw. ein Marktversagen vorliegt, nicht 
selbstverständlich zu beantworten ist, liegt auf der Hand.  

Die Ausführungen der Kommission verkennen aber die Besonderheiten des öffentlichen 
Personenverkehrs im Nahverkehr auf der Schiene und der Straße.  

Dies betrifft insbesondere die Frage des Bedarfs: Es heißt dort auf Seite 9 oben sinngemäß, dass die 
Mitgliedstaaten beweisen müssen, dass ein wirklicher Bedarf für die öffentlichen 

Element der Verkehrspolitik ist es aber, zunächst ein Angebot mit Bus und Bahn zu schaffen, um dadurch 
die Bevölkerung zum Umstieg vom PKW zu überzeugen. Das bedeutet, dass die öffentliche Hand zunächst 
ins Risiko gehen muss, ob ein Angebot tatsächlich angenommen wird. Es wird also durch das Angebot ein 
Bedarf geschaffen. Dieses Vorgehen wäre nach den Ausführungen der Kommission verboten  dies 
konterkariert die eigenen Zielsetzungen der Kommission im Bereich Klimaschutz und steht diametral 

.  

Darüber hinaus würde sich für eine solche Angebotsoffensive auch kein Betreiber finden lassen: Wenn ein 
Aufgabenträger (zuständige Behörde) eine zu optimistische Erweiterung des Verkehrsangebotes über den 
tatsächlichen Bedarf hinaus initiiert, dann ist dies in der Konsequenz der Leitlinien ein Verstoß gegen 
Beihilferecht. Dann wäre auch ein vergebener Verkehrsvertrag rechtswidrig. Das bedeutet, so die 
Ausführungen der Kommission auf Seite 10 Mitte, dass die gesamten Ausgleichsleistungen eine 
unzulässige Beihilfe darstellen, die der Betreiber zurückzahlen muss.  

 

t werden, auf der Ebene des Mitgliedstaates erarbeitet werden. Dies 
entspricht weder dem Wortlaut noch dem Sinn von Art. 2a. Im Verordnungstext wird die Formulierung 
Strategiepapieren für den öffentlichen Verkehr in den M ollte 

klargestellt werden, dass die Strategiepapiere auch auf regionaler bzw. lokaler Ebene erarbeitet werden 
können.  

 (Seite 9) 

In diesem Abschnitt wird nach unserer Auffassung das Andersen-Urteil des EuG (Judgment of the General 
Court, 18 January 2017, T-92/11 RENV) nicht hinreichend berücksichtigt, nach dem gerade kein 
Marktversagen geprüft werden muss. Selbst wenn man die Ansicht der Kommission hier dem Grunde nach 
bejahen würde, wäre die dort vorgesehene Vorgehensweise schädlich für den ÖPNV, denn ein Vorgehen 
für jede einzelne Linie/Strecke 
Rosinenpicken ein.  

 the least harmful approach to the functioning of the internal ma (Seite 
9/10)  

Die Verordnung 1370/2007 legt in Art. 3 Abs. 1 als Standard-Instrument für den Aufgabenträger den 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag (ÖDA  englisch: public service contract) fest. Art. 3 Abs. 2 sieht als 
Ausnahme davon den Erlass allgemeiner Vorschriften vor. Der genannte Unterabschnitt belegt 
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demgegenüber den ÖDA mit der allgemeinen Vermutung der Schädlichkeit für den Binnenmarkt und gibt 
als Beispiel für eine vermeintlich weniger beeinträchtigende Variante die allgemeine Vorschrift vor. Der 
Abschnitt sollte daher umformuliert und der letzte Satz gestrichen werden.  

Untera -covering and non-cost-covering services in the public service 
 

Die Ausführungen der Kommission zur Verbindung von kostendeckenden und nicht kostendeckenden 
Diensten stellen Restriktionen auf, die in der Verordnung 1370 nicht enthalten sind. Die Verordnung 
enthält keine Anforderung dahingehend, ob eine Verbindung von kostendeckenden und nicht 
kostendeckenden Diensten überwiegend aus verkehrlichen oder aus finanziellen Gründen erfolgt.  

Zwar wird in den meisten Fällen die Bildung von Netzen unproblematisch und auch nicht umstritten sein. 
Es wird aber Grenzfälle geben. Problematisch ist dabei vor allem, dass aus Bietersicht im Vorfeld eines 
Wettbewerbs nicht klar erkennbar ist, ob die Behörde hier aus überwiegend finanziellen oder aus 
überwiegend verkehrlichen Gründen agiert.  

Wenn ein Aufgabenträger einen Verkehrsvertrag vergibt, in dem die von der Kommission aufgestellte 
Voraussetzung nicht erfüllt ist, führt dies nach den Ausführungen der Kommission zur 
Beihilferechtswidrigkeit und dazu, dass Betreiber sämtliche Ausgleichsleistungen zurückzahlen müssen 
und zwar auch dann wenn sie in einem korrekten wettbewerblichen Vergabeverfahren den 
Verkehrsvertrag gewonnen haben.  

Dies führt dazu, dass sich Betreiber zukünftig nur dann auf Verkehrsverträge bewerben werden, wenn 
sicher ist, dass diese Anforderung erfüllt ist. Dies führt zu einer Einschränkung des Marktes und damit 
zum Gegenteil des von der Verordnung Gewünschten.  

Die dann folgenden Ausführungen und die Interpretation zu Art. 2a lesen sich aber so, dass immer dann, 
wenn die aufgestellten Anforderungen nicht erfüllt sind, ein solcher offensichtlicher Fehler vorliegt.  

Die Kommission verkennt hier insgesamt auch die Entstehungsgeschichte von Art. 2a. Dieser ist im 
Vergleich zum ursprünglichen Kommissionsentwurf (Vorschlag vom 30.1.2013, COM[2013] 28 final, 
2013/0028 [COD]) deutlich abgemildert worden. Das heißt, dass gerade keine detaillierten inhaltlichen 
Vorgaben dazu gemacht werden sollten, wie die Mitgliedstaaten bzw. die zuständigen Behörden den 
Anwendungsbereich und die Spezifikationen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (also des zu 
vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags) festlegen müssen. Zum Verfahren beschränkt sich 
Art. 2a auf die Strategiepapiere in den Mitgliedstaaten und legt für diese fest, dass dafür eine Konsultation 
der einschlägigen Interessengruppen stattfinden muss. Inhaltlicher Maßstab bleibt daher der AEUV, 
insbesondere der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

 

III. Weitere Stellungnahme in der Reihenfolge des Entwurfstextes  

Zu 2.1.5 Art. 1 Abs. 2 Multimodale gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

Unter 2.1 wird im 
Entwurf hier  außer den verschiedenen Schienenverkehren  nur von Bussen (buses and coaches) 
gesprochen. Die Verordnung kennt aber keine Begrenzung auf Busse. Auch PKW-Beförderung kann unter 
die Verordnung fallen.  

Öffentlicher Personenverkehr wird in Art. 2 Buchstabe a) VO 1370/2007 definiert als 
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Die Leitlinien sollten aus Sicht des VDV klarstellen, dass damit nicht ausschließlich Verkehr nach festem 
Fahrplan und auf festem Linienweg gemeint ist.  

Es sollten auch bestimmte Verkehrsleistungen einbezogen sein, die auf Anfrage   
durchgeführt werden. Die Verordnung sieht vor, dass die Verkehrsleistungen erstens von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse sein müssen, zweitens für die Allgemeinheit, drittens diskriminierungsfrei 
und viertens fortlaufend erbracht werden müssen.  

Diese Voraussetzungen können auch bei einem Verkehrsdienst gegeben sein, der on demand verkehrt. Die 
Verordnung 1370 sieht einen festen Linienweg nicht als Voraussetzung an. Auch ein Verkehr auf 
Bestellung wird für die Allgemeinheit erbracht, wenn die Bestellung von allen Bürgerinnen und Bürgern 
ausgelöst werden kann und in einem fest zeitlichen und räumlichen Rahmen diese Bestellungen auch 
angenommen werden müssen. Der Aspekt der Gemeinwohlverpflichtung kommt auch dadurch zum 
Ausdruck, dass ein fester Tarif besteht, der in den allgemeinen ÖPNV-Tarif integriert ist.  

Die Verkehrsleistungen unterliegen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Betriebspflicht, 
Beförderungspflicht, Tarifpflicht). Innerhalb des festgelegten Bediengebietes und Bedienzeitraums werden 
die Fahrgäste zu festen Preisen befördert. Sie ersetzen bzw. ergänzen damit den klassischen 
Linienverkehr.  

Abzugrenzen ist dieser Verkehr vom Gelegenheitsverkehr, der außerhalb der Verordnung 1370 erbracht 
wird. Wenn keine Betriebs- und Beförderungspflicht besteht und Fahrpreise nach Belieben festgesetzt 
werden, sind die Voraussetzungen des Art. 2 Buchstabe a) nicht erfüllt.  

Der VDV würde eine Klarstellung begrüßen, dass auch On-demand-Verkehre unter den entsprechenden 
Voraussetzungen unter die Verordnung 1370/2007 fallen. Falls dies von der Kommission als zu 
weitgehend angesehen wird, wäre eine Klarstellung zu begrüßen, dass solche Verkehre zumindest auch 
Teil eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags sein können.  

Zu 2.2.5 Art. 4 und 8  Laufzeit öffentlicher Dienstleistungsaufträge  

 
Vertragsabschluss und Betriebsbeginn und stellt fest, dass die höchstens zulässige Vertragslaufzeit erst ab 
dem Betriebsbeginn zu berechnen ist. Die Ausführungen sind aus unserer Sicht grundsätzlich zutreffend, 
könnten so, wie sie dort formuliert sind, aber in einem Punkt missverstanden werden. Sie müssen daher 
durch eine Klarstellung ergänzt werden, dass im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags auch 
vor Betriebsbeginn Zahlungen der zuständigen Behörde (Aufgabenträger) an das Verkehrsunternehmen 
zulässig sind, z. B. für die Beschaffung von Fahrzeugen.  

Ziffer 2.2.6  hier: Art. 5 Abs. 2 Buchstabe e)  Unterauftragsvergabe durch internen Betreiber  

Nach Art. 5 Abs. 2 Buchstabe e) VO 1370/2007 ist der interne Betreiber v
Der Entwurf stellt dazu in 2.2.6. fest: 

Untervergabe von mehr als einem Drittel der öffentlichen Verkehrsdienste guter Gründe bedarf, 

Formulierung wird in den Leitlinien der Eindruck erweckt, als wäre für die Unterauftragsvergabe von 
mehr als 33 % eine besondere Rechtfertigung erforderlich. Nach Einschätzung des VDV setzt die 
Verordnung die Grenze von 49,9 %. Dies sollte durch die Leitlinien nicht eingeengt werden. Die 
Unterauftragsvergabe ist ein sehr gutes Mittel, um auch kleineren Unternehmen, die bei der 
Ausschreibung ganzer Stadtnetze gar nicht teilnehmen könnten, eine Chance zu bieten, im Wettbewerb 
aktiv zu werden.  
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Zu 2.4.1. iii) (Wettbewerbsverbot für den internen Betreiber)  

In 2.4.1. iii) wird das Wettbewerbsverbot für interne Betreiber konkretisiert. Dies ist nicht zu 
beanstanden. Es wird allerdings eine Besonderheit nicht berücksichtigt: der so genannte 
Schienenersatzverkehr. In Fällen von Betriebsstörungen durch Unfälle oder Naturkatastrophen sowie im 
Falle von Baumaßnahmen ist es häufig erforderlich, dass als Ersatz für eine Eisenbahn- oder 
Straßenbahnverbindung ein Busverkehr eingerichtet wird, teilweise sehr kurzfristig. Hier sollte 
klargestellt werden, dass der interne Betreiber Schienenersatzverkehr außerhalb seines Gebietes 
erbringen darf. Eine Beauftragung durch benachbarte zuständige Behörden oder andere 
Verkehrsunternehmen beeinträchtigt nicht den Binnenmarkt, sondern dient der wirtschaftlichen 
Gestaltung von Ausnahmesituationen.  

Zu 2.4.1. (iv) (Folge von eventuellen Verstößen gegen Art. 5 Abs. 2) 

Die Kommission vertritt hier die Einschätzung, dass aus der unzulässigen Teilnahme eines internen 
Betreibers an einer Ausschreibung die Unwirksamkeit der (zuvor erfolgten) Direktvergabe an den 
internen Betreiber folgt und beruft sich dabei auf den Schlussantrag des Generalanwalts im Verfahren C-
350/17 bzw. C-351/17 . Der EuGH hat diese Ausführungen des Generalanwalts nicht aufgegriffen.  

Aus der unzulässigen Ausschreibungsteilnahme eines internen Betreibers folgt nach unserer 
Einschätzung lediglich, dass er von der betreffenden Ausschreibung auszuschließen ist. Die ursprünglich 
wirksam zu Stande gekommene Direktvergabe bleibt demgegenüber unberührt. Der Entwurf sollte 
dementsprechend geändert werden.  

Zu Nr. 2.4.7.  Notmaßnahmen nach Art. 5 Abs. 5  

Zusätzlich zum vorhandenen Entwurfstext bitten wir hier um eine Ergänzung aus den nachfolgenden 
Gründen:   

In Art. 5 Abs. 5 wird zusätzlich zur Direktvergabe auch die Auflage genannt. Hier regen wir an, dass in die 
Leitlinien eine Klarstellung zum Begriff der Auflage in Art. 5 Abs. 5 Satz 2 VO 1370/2007 aufgenommen 
wird.  

Klarzustellen ist aus unserer Sicht, dass bei einer Auflage nicht zu prüfen ist, ob das Rechtsverhältnis 
zwischen der zuständigen Behörde und dem Betreiber, dem ein Verkehr als Notmaßnahme auferlegt wird, 
die vergaberechtlichen / wirtschaftlichen Voraussetzungen einer Dienstleistungskonzession erfüllt.  

Art. 5 Abs. 1 VO 1370/2007 enthält für Bus und Tram allgemein die Aufspaltung in vergaberechtliche 
Aufträge einerseits, für die das allgemeine Vergaberecht (Richtlinie 2014/24/EU) gilt, und 
Dienstleistungskonzessionen andererseits, für die z. B. Art. 5 Abs. 3 VO 1370/2007 gilt. Bei 
Dienstleistungskonzessionen muss der Betreiber ein aus vergaberechtlicher Sicht hinreichendes Risiko 

r Teil des auf den Konzessionsnehmer übergegangenen Risikos umfasst es, den 
Unwägbarkeiten des Marktes tatsächlich ausgesetzt zu sein, so dass potenzielle geschätzte Verluste des 

rt. 5 Nr. 1 Richtlinie 
2014/23/EU)  

Bei einer Notmaßnahme, die der Staat einem Unternehmen auferlegt und die damit einen staatlichen 
Eingriff darstellt, kann nicht zusätzlich das Risiko, ob z. B. ausreichend Fahrausweise verkauft werden, 
auf das Unternehmen übergewälzt werden. Wenn Art 5 Abs. 5 VO 1370/2007 im Busverkehr nur 
anwendbar wäre, wenn auch bei einer Auflage das wirtschaftliche Risiko den Umfang einer 
Dienstleistungskonzession erreicht, dann müsste das Instrument der Auflage in der Praxis bedeutungslos 
bleiben.  

Daher bitten wir um Klarstellung, dass die Notmaßnahme als restriktive Form des Zustandekommens 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags auch dann möglich ist, wenn die Voraussetzungen der 
vergaberechtlichen Dienstleistungskonzession nicht erfüllt sind.  
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Zu 2.5.3 und 2.5.4  hier: Anwendung des Anhangs auf im Wettbewerb vergebene Verkehrsverträge  

In den genannten Abschnitten führt die Kommission mehrmals aus, dass auch dann, wenn ein öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag im Wettbewerb vergeben wurde, eine Ex-post-Überkompensationskontrolle 
erfolgen muss, bei der auch eine Überprüfung im Hinblick auf den angemessenen Gewinn stattzufinden 
hat.    

Damit widerspricht die Kommission ihrer eigenen grundlegenden Prämisse, dass ein in fairem 
Wettbewerb zustande gekommener Preis per se angemessen ist. Der Sinn des Ausschreibungswettbewerbs 
ist es ja gerade, dass damit ein angemessener Marktpreis ermittelt wird.  

Die Leitlinien sollten dies klarstellen. Wenn bei einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag alle darin 
vorgesehenen Verkehrsleistungen erbracht wurden, stellt sich die Frage der Überkompensation oder des 
angemessenen Gewinns nicht.  

Zu Ziffer 2.5.5. Verhinderung der Quersubventionierung kommerzieller Tätigkeiten  

Die Leitlinien führen unter 2.5.1. und 2.5.5. aus, dass in Fällen, in denen ein Betreiber mehrere öffentliche 
Dienstleistungsaufträge hat, Trennungsrechnung und Überkompensationskontrolle für jeden öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag getrennt erfolgen müssen. Das von der Kommission hier angestrebte Ziel, die 
Verwendung von Ausgleichsleistungen für kommerzielle Tätigkeiten zu vermeiden, ist ausdrücklich zu 
begrüßen. Es gibt allerdings Fälle, in denen ein Unternehmen zwei öffentliche Dienstleistungsaufträge mit 
einer zuständigen Behörde hat oder ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag der einen zuständigen Behörde 
und die allgemeine Vorschrift einer anderen zuständigen Behörde sich auf die gleichen öffentlichen 
Personenverkehrsdienste richten. Gleiches gilt für öffentliche Dienstleistungsaufträge mehrerer 
zuständiger Behörden, die sich auf einen übergreifenden oder unmittelbar aufeinander bezogene 
öffentliche Personenverkehrsdienste richten. 

Hier ist es aus unserer Sicht ausreichend, wenn für solche öffentlichen Dienstleistungsaufträge bzw. 
Allgemeinen Vorschriften, die sich auf einheitliche bzw. aufeinander bezogene öffentliche 
Personenverkehrsdienste beziehen, auch eine einheitliche Überkompensationskontrolle über alle 

tgelegt ist.  

Zu Ziffer 2.5.8  
zu entschädigen 

Art. 2a Abs. 2 Buchst. b VO 1370/2007 und Ziffer 7 des Anhangs stellen die Zielvorgabe auf, dass 
Verkehrsleistungen angemessen und nachhaltig finanziert werden, um Personenverkehrsdienste von 
hoher Qualität zu bewirken. Die Ausführungen in Ziffer 2.5.8 sind daher ausdrücklich zu begrüßen. Sie 
müssen allerdings um eine Klarstellung dahingehend ergänzt werden, dass aus der Verordnung selbst 
keinen Rechtsanspruch auf Ausgleichsleistungen folgt. Die Verordnung 1370/2007 gehört zum 
Beihilferecht. Dieses befasst sich generell nur mit der Frage, ob Unternehmen zu viel Ausgleich erhalten, 
und kann daher keine Rechtsansprüche auf staatliche Mittel begründen.  
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